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500-Millionen-Paket sei ein «Steuerbschiss»
MitmarkigenWorten lanciert das Referendumskomitee denAbstimmungskampf zumBasler Standortpaket.

Hans-Martin Jermann

Am18.MaientscheidetdasBas-
ler Stimmvolk über einmehrere
hundert Millionen Franken
schweresStandortpaket,dasRe-
gierung und Parlament ge-
schnürthaben,umdieErhöhung
der Unternehmenssteuern für
international tätigeGrossfirmen
abzufedern. Am Montag haben
die Gegner mit kämpferischen
Worten den Abstimmungs-
kampf eröffnet. Auf ihre Kritik
stösst die Verwendung der er-
wartetenMehreinnahmendurch
die OECD-Mindeststeuer: Laut
BeschlussdesGrossenRates soll
Basel-Stadtmit 150bis500Mil-
lionen Franken pro Jahr einen
Fondsäufnen,wobei80Prozent
der einbezahlten Gelder als In-
novationsförderung an die
Unternehmen zurückfliessen.

Das Standortpaket könne
einemDrehbuchvonTrumpund
Muskabgeschriebensein,findet
Roman Künzler. Er ist der Spre-
cher des Basiskomitees «Basel

für alle», das über 3000 Unter-
schriftengegendenParlaments-
beschluss gesammelt hat.
Riesensummenwürden ineinen
intransparenten Fonds verscho-
ben, von dem die Firmen ohne
Gegenleistungen profitieren.
Rund 10 Prozent der Kantons-
einnahmenwürdensoderdemo-
kratischen Kontrolle entzogen.
Auch müssten zwingend jedes
Jahr mindestens 150 Millionen
einbezahlt werden – egal, ob
Mehreinnahmen indieserHöhe
erzielt werden. «Eine riskante
Wette», findetAngusDuffy.

20Prozent fürGesellschaft
undUmwelt seienzuwenig
LetztlichkönntenausSteuermit-
teln sogarLöhnederPharmafir-
men bezahlt werden. Die Allge-
meinheit gehe demgegenüber –
fast – leer aus. Dass 20 Prozent
derGelder fürdieFörderungvon
Elternzeit, für Klimaschutz-
massnahmenundnichtgewinn-
orientierteForschungeingesetzt
werden, überzeugt die Gegner

nicht. «Das ist ein fauler Kom-
promiss», sagtDuffy.

«Die Empörung ist gross,
dass für Mitarbeitende im Ser-
vice public – etwa den Spitälern
oderÖV-Betrieben–keinzusätz-
liches Geld vorhanden sein soll,
dieGrosskonzerneaberentlastet
werden», sagt VPOD-Gewerk-

schafterin Franziska Stier. Die
Idee der OECD-Reform sei ge-
wesen, den Steuerwettbewerb
durcheine internationaleAnglei-
chung einzudämmen. «Es kann
nicht sein, dass Basel nun beim
ersten kleinen Schritt Richtung
Steuergerechtigkeit mit einem
solchen Steuerbschiss antwor-
tet», sagtAgnes Jezler.

RobertoLopezverweisthier-
zu auf eine Vox-Analyse zur eid-
genössischen Abstimmung im
Juni 2023, als über 80 Prozent
der Abstimmenden die Einfüh-
rung der OECD-Konzernbe-
steuerung gutgeheissen haben.
«FürdiemeistenJa-Stimmenden
war eine gerechte Besteuerung
vonKonzernenausschlaggebend
– und dass die resultierenden
Einnahmen der Allgemeinheit
zugutekommensollen»,sagtLo-
pez.BeideZielewürdenmitdem
vorliegendenPaket torpediert.

Der von US-Präsident Do-
naldTrumpentfachteHandels-
kriegveränderedieAusgangsla-
ge nicht grundlegend:Die gros-

senPharmafirmenwürden trotz
höherer Besteuerung nicht ab-
wandern. Andere Standortfak-
toren zählten auch – darunter
die politische Stabilität, die ge-
rade in den USA nicht gegeben
sei, wie Lopez betont.

Die Gegner sind überzeugt,
dass sie dieAbstimmunggewin-
nenkönnen.Zwarhabenvonden
etablierten Parteien nur Basta
und Grüne die Nein-Parole be-
schlossen, die SP als wähler-
stärkste Partei hingegen sagt Ja.
Für diese Zustimmung sei viel
Druck nötig gewesen von der
FraktionunddenSP-Regierungs-
räten,dieanderErarbeitungdes
Pakets beteiligt waren. «Eine
Mehrheit der SP-Wählenden
wird es aber ablehnen», sagt
Künzler. Gelingen soll der Coup
auchdankderUnterstützungder
Gewerkschaften. Diese werden
eine eigenständige Kampagne
starten und Geld in Plakate ste-
ckenkönnen.Einfacher:DasBa-
siskomitee geht auf die Strasse,
dieGewerkschaften bezahlen.

Basel-Stadt

Hooligans wieder vor Gericht
Vor sieben Jahrenwurden FCB-Fans vonKrawallbrüdern aus Zürich und demRaumKarlsruhe attackiert.

HelenaQuarck

Essind inzwischenknappsieben
Jahre vergangen, seitdem es in
der Lehenmatt zu einer regel-
rechtenSchlacht kam.An jenem
Samstagabend im Mai 2018
spielte der FC Basel im St. Ja-
kob-Park gegendenFCLuzern.
Im Anschluss wurde aus einer
friedlichen Abschlussfeier der
Basler Fans ein Albtraum: Es
kam zu einerMassenschlägerei
mit rund90Beteiligten, die sich
vom Stadion ins angrenzende
Lehenmattquartier verlagerte.
Provoziert wurden die Gewalt-
tätigkeiten von Personen, die
den Fanlagern des FC Zürich
undderGrasshoppers zuzuord-
nen sind, Unterstützung erhiel-
ten sie von Anhängern des SC
Karlsruhe.

Im Frühling 2020 standen
12 an der Massenschlägerei be-
teiligteMänner bereits vor dem
Basler Strafgericht.Dreiwurden
amEndedes 10-tägigenProzes-
ses zu einer unbedingten Haft-
strafe verurteilt. Sechs weitere
erhielten einen bedingten Voll-
zug, und bei zweien beliess es
die Gerichtspräsidentin bei
Geldstrafen.EinePersonwurde
freigesprochen.

Erwarnicht inBasel, sein
Zahnschutzaber schon?
Während einige Beteiligte ihre
Urteile akzeptierten, wird das
Verfahren bei vier Verurteilten
weitergezogen. Es handelt sich
um zwei Zürcher, einen Mann
aus dem Raum Karlsruhe und
einen 36-Jährigen aus dem Ba-
selbiet. So sitzen sieamMontag-
morgen, sieben Jahre nach dem
blutigenVorfall, vordemAppel-
lationsgericht in Basel.

Ein Fall sticht heraus: jener
einer der beiden Zürcher, da-
mals 21-jährig. Der Angeklagte
behauptet, an jenemAbend gar

nicht erst in Basel gewesen zu
sein. Spuren seiner DNA, wel-
che auf einem aufgefundenen
Zahnschutz festgestelltwurden,
erzählen aber eine andere Ge-
schichte.

VonAussagenzweierExper-
ten wird dem Gericht zudem
klar:Wäre derMundschutz von
einer anderen Person getragen
worden, sowäreeineMischform
derDNAbeiderPersonenzuer-
wartengewesen.Dieswarnicht
der Fall. Das Gericht themati-
sierte zudem einen Fehler der
Behörden: Dem festgestellten
DNA-Strang wurde die Kenn-
zeichnung eines anderenZahn-
schutzes zugewiesen. Die Poli-
zei korrigierte das wenige Wo-
chen später.

Die Staatsanwaltschaft for-
dert eine Erhöhung der unbe-
dingten Haftstrafe des Ange-
klagten von 6 auf 13 Monate.
Seine Verteidigerin besteht al-
lerdings auf einen Freispruch –
der Zahnschutz sei höchstens
ein Indiz dafür, dass der Ange-
klagte an jenem Abend anwe-
sendgewesensei.Es sei keinBe-
weis dafür, dass er Gewalttaten
begangen habe.

Eskönnte fürdieMänner
schlimmerkommen
Seit dem Vorfall habe sich, so
betonen es die Angeklagten zu-
mindest, viel in ihremLebenge-
ändert. Ein damals 23-Jähriger
ausDeutschland ist inzwischen
verheiratet undVater geworden.
Dabei habe ihn der langwierige
Prozesspsychisch schwerbelas-
tet, wie ermehrfach betont.

Er wurde vom Basler Straf-
gericht des Raufhandels schul-
dig gesprochen. Die Staatsan-
waltschaft fordert nun aber
auch einen Schuldspruch we-
gen schwerer Körperverlet-
zung –man könne auf einer Vi-
deoaufnahme sehen, wie er

einer bereits amBoden liegen-
den Person gegen den Kopf
tritt – und somit eine unbe-
dingte Haftstrafe von 30 Mo-
naten; absitzen müsste er
sechs davon.

Auch für den zweiten Zür-
cher, mittlerweile 37 Jahre alt
undElektriker, bestehtdasRisi-
ko einer verlängerten Strafe.
Aufgrund schwerer Körperver-
letzung fordert die Staatsan-
waltschaft die Erhöhung seiner
Haftstrafe auf 32 Monate. Bei
beiden unterstreicht Gerichts-
präsidentinLieselotteHenzaus-
geprägte Gewaltbereitschaft.
Sie seien letztlichmitder geziel-
tenAbsicht angereist,Gewaltta-
ten zu begehen.

Nicht zugelassene
Beweisforschung
Unter denAngeklagten gehörte
alleineeinheute 36-jährigerBa-
selbieter zudenjenigen, die sich
2018 gegendieZürcherAngrei-
fer verteidigten. Die Staatsan-
waltschaft zweifelt allerdings
daran, dass er sich an jenem
Abend ausschliesslich selber
schützen wollte: Aufzeichnun-
gen würden zeigen, wie der Ba-
selbieter zuvorderstundaktiv an
der Massenschlägerei beteiligt
gewesen sei.

Erkannt wurde er in den Vi-
deos allerdings nur mithilfe
eines Fotos, welches die Polizei
noch im Spital von ihm schoss.
Dies kritisiert sein Verteidiger:
«Wenn man im Bereich eines
Spitals ermittelnwill,mussman
das mit einer Verfügung ma-
chen. Alles andere sind Wild-
West-Methoden.»DieStaatsan-
waltschaft fordert eine erhöhte
Geldstrafe.

DasUrteilwirdamDienstag
gefällt. Wohl alle Beteiligten
hoffen, dass dann das mittler-
weile sieben Jahre dauernde
Verfahren ein Ende nimmt.

«Eine
Mehrheitder
SP-Wählenden
wirddas
Standortpaket
ablehnen.»

RomanKünzler
Sprecher «Basel für alle»

Mitglieder derGruppierung«ZürichsKrankeHorde»griffennachdemSpiel FCBasel–FCLuzern am19.Mai
2018 in der Lehenmatt FCB-Fans an. Anwohner filmten von ihren Balkonen. Bild: Screenshots / Facebook

Gartenbad-Besuch
wird teurer
Preisanpassung DasBaslerEr-
ziehungsdepartement (ED) hat
die Eintrittspreise der drei Gar-
tenbäder des Kantons Basel-
Stadt angepasst. Für Erwachse-
ne ab 16 Jahren kostet ein Ein-
zeleintritt ab dieser Saison
8 Franken, bislang waren
7,50 Franken fällig. Bei Studie-
rendenundLernendensindneu
5 Franken fällig (bislang 4,50
Franken); bei Jugendlichen mit
Colourkey2Franken (1,50Fran-
ken). Lediglich fürKinder von6
bis 16 Jahren bleibt der Preis
gleich: bei 3 Franken. Auch alle
10er- undSaison-Abonnemente
werden teurer, mit Ausnahme
der 10er-Karte für Kinder und
des Jahresabonnements. Das
Saison-Abonnement ist neu für
100 Franken zu erwerben (bis-
lang90Franken).Ausserkanto-
nale bezahlen 135Franken (120
Franken).DasEDbegründetdie
Massnahmeunter anderemmit
der Teuerung. Das Sportbad
St. Jakoböffnet am26.April, das
Familienbad St. Jakob und das
Bachgraben am 10. Mai; am
17.Mai folgt das Eglisee. (bz)


